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1. Prüfungsauftrag

In der Gesellschafterversammlung vom 5. Oktober 2017 der

kwb Kommunale Wohnungsbau GmbH Rheingau-Taunus,

Bad Schwalbach

(im Folgenden auch "kwb" oder ”Gesellschaft“ genannt)

wurde ich zum Abschlussprüfer für das Geschäftsjahr vom 1. Januar 2017 bis zum

31. Dezember 2017 gewählt. Daraufhin beauftragte mich die Geschäftsführung der Ge-

sellschaft, den Jahresabschluss unter Einbeziehung der Buchführung und den Lagebericht

für das Geschäftsjahr vom 1. Januar 2017 bis zum 31. Dezember 2017 in Anwendung der

§§ 316 ff. Handelsgesetzbuch (HGB) zu prüfen.

Bei meiner Prüfung habe ich auftragsgemäß auch die Vorschriften des § 53 Absatz 1

Nr. 1 und 2 Haushaltsgrundsätzegesetz (HGrG) und den hierzu vom Instituts der Wirt-

schaftsprüfer in Deutschland e. V. (IDW) nach Abstimmung mit dem Bundesministerium

der Finanzen veröffentlichten Prüfungsstandard PS 720 beachtet.

Ich bestätige gemäß § 321 Absatz 4a HGB, dass ich bei meiner Abschlussprüfung die an-

wendbaren Vorschriften zur Unabhängigkeit beachtet habe.

Ich habe diesen Prüfungsbericht nach dem Prüfungsstandard PS 450 "Grundsätze ord-

nungsmäßiger Berichterstattung bei Abschlussprüfungen" des IDW erstellt.

Erwartungsgemäß habe ich zusätzlich einen Erläuterungsteil erstellt, der diesem Bericht

als Anlage beigefügt ist. Der Erläuterungsteil enthält Aufgliederungen und Hinweise zu

wesentlichen Posten des Jahresabschlusses zum 31. Dezember 2017 unter Angabe der je-

weiligen Vorjahreszahlen.

Für die Durchführung des Auftrags und meine Verantwortlichkeit, auch im Verhältnis zu

Dritten, gelten die vereinbarten und diesem Bericht als Anlage beigefügten „Allgemeine

Auftragsbedingungen für Wirtschaftsprüfer und Wirtschaftsprüfungsgesellschaften“ in der

Fassung vom 1. Januar 2017.
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2. Grundsätzliche Feststellungen

2.1 Lage des Unternehmens

2.1.1 Stellungnahme zur Lagebeurteilung der gesetzlichen Vertreter

Die Geschäftsführung hat im Lagebericht vom 8. Juni 2018 die wirtschaftliche Lage der

Gesellschaft beurteilt.

Gemäß § 321 Absatz 1 Satz 2 HGB nehme ich vorweg zur Lagebeurteilung durch die ge-

setzlichen Vertreter Stellung. Dabei gehe ich insbesondere auf die Annahme des Fortbe-

stands und die Beurteilung der zukünftigen Entwicklung des Unternehmens ein, wie sie im

Jahresabschluss und im Lagebericht ihren Ausdruck gefunden haben.

Geschäftsverlauf und Lage

Hervorzuheben sind insbesondere folgende Aspekte:

Die Bilanzsumme lag leicht unter dem Vorjahr, wobei sich das Anlagevermögen

um T€ 798,0 auf T€ 115.340,9 erhöhte und nach wie vor den größten Aktivpo-

sten darstellt.

Das Eigenkapital erhöhte sich durch den Jahresüberschuss. Infolge dessen stieg

die Eigenkapitalquote zum Stichtag auf 28,61 % (VJ: 27,95 %).

Im Geschäftsjahr 2017 hat sich der Finanzmittelfonds um T€ 1.629,7 reduziert.

Der Durchschnittszinssatz der Fremdkapitalverzinsung lag gegenüber dem Vor-

jahr unverändert bei 1,7 %.

Die Gesellschaft erzielte im Berichtsjahr einen Jahresüberschuss in Höhe von

T€ 731,7 erzielt (VJ: T€ 941,9). Dieses Ergebnis wurde unter anderem durch

Mieterhöhungen, Leerstandsreduzierungen sowie durch die Auflösung von Rück-

stellungen beeinflusst.

Die Leerstandsquote lag bei 3,30 % (Vorjahr 4,10 %).

Jeder Mitarbeiter (ohne Fremdverwaltung, Auszubildende und Geschäftsführung)

erwirtschaftete im Berichtsjahr im Durchschnitt eine Sollmiete von T€ 330,8

(VJ: T€ 322,3).
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Voraussichtliche Entwicklung

Die Darstellung der voraussichtlichen Entwicklung der kwb Kommunale Wohnungsbau

GmbH Rheingau-Taunus im Lagebericht basiert auf Annahmen, bei denen Beurteilungs-

spielräume vorhanden sind. Ich halte diese Darstellung für plausibel. In diesem Zusam-

menhang ist insbesondere auf folgende Kernaussagen hinzuweisen:

Für die kommenden Jahre wird mit einem Bevölkerungszuwachs gerechnet.

Die bekannten Risiken und Schwierigkeiten werden auch weiterhin das Handeln

der Gesellschaft bestimmen:

Steigende Zinsen im Bereich Bauen

Zu geringe Landesförderung für belegungsgebundenen Neubau

Steigende Baupreise für Neubau und Modernisierung

Steigende Honorare für Architekten und Ingenieur

Verkehrliche Anbindung des Rheingau-Taunus-Kreises

Durch die kontinuierliche Ausweitung der Geschäftstätigkeit in den vergangenen

Jahren ist die Bilanzsumme deutlich gestiegen und wird nach der sich abzeich-

nenden Entwicklung auch weiterhin ansteigen.

Die Gesellschaft befindet sich im Gespräch mit Gesellschaftern bezüglich des

Ziels die Eigenkapitalquote des Unternehmens zu stärken.

Für das Geschäftsjahr 2018 erwartet die Geschäftsführung eine Steigerung der

Umsatzerlöse aus der Hausbewirtschaftung und einen voraussichtlichen Jahres-

überschuss von Mio. € 1,8.

Im Geschäftsjahr 2018 wird aufgrund von starker Nachfrage nach Immobilien

die Veräußerung von Bestandsobjekten geplant, um den Liquiditätsbedarf für die

geplanten Neuinvestitionen sicher zu stellen.

Beim Vorhaben „Am Eichert 41+43, Hünstetten-Wallbach“ gibt es seit der letz-

ten Berichtserstattung keine Veränderungen. Die zuständige Staatsanwaltschaft

teilte mit, dass auf Grund der hohen Arbeitsbelastung die Bearbeitung des Sach-

verhaltes zum Prüfungszeitpunkt ruht.

Die Gesellschaft wird sich in den kommenden Geschäftsjahren mit deut-

lich gesteigerter Intensität mit dem Thema Neubau befassen.
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Für das Jahr 2018 werden Instandhaltungs- und Modernisierungsmaßnahmen

geplant. Grund dafür ist die Verbesserung des Austattungsstandards sowie die

Vermietbarkeit der Wohnungen.

Ziel der Gesellschaft ist die Bereitstellung qualitativ guter und bezahlbarer

Wohnfläche.

Zusammenfassend ist festzustellen, dass die Darstellung und die Beurteilung der Lage

des Unternehmens im Jahresabschluss und im Lagebericht durch die Geschäftsführung

zutreffend sind und mit den von mir im Rahmen der Jahresabschlussprüfung gewonnenen

Erkenntnissen in Einklang stehen. Die Chancen und Risiken der künftigen Entwicklung

sind zutreffend dargestellt.
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3. Gegenstand, Art und Umfang der Prüfung

3.1 Gegenstand der Prüfung

Im Rahmen des mir erteilten Auftrags habe ich gemäß § 317 HGB die Buchführung und

den nach deutschen Rechnungslegungsvorschriften aufgestellten Jahresabschluss und den

Lagebericht auf die Einhaltung der einschlägigen gesetzlichen Vorschriften und der sie er-

gänzenden Bestimmungen des Gesellschaftsvertrags geprüft. Den Lagebericht habe ich

auch daraufhin überprüft, ob er mit dem Jahresabschluss und den bei meiner Prüfung ge-

wonnenen Erkenntnissen in Einklang steht und insgesamt ein zutreffendes Bild von der

Lage der Gesellschaft vermittelt.

Die gesetzlichen Vertreter tragen die Verantwortung für die Rechnungslegung, die dazu

eingerichteten Kontrollen und die gegenüber mir als Abschlussprüfer gemachten Anga-

ben. Meine Aufgabe als Abschlussprüfer ist es, diese Unterlagen unter Einbeziehung der

Buchführung und die gemachten Angaben im Rahmen meiner pflichtgemäßen Prüfung zu

beurteilen.

Meine Prüfung hat sich nicht darauf zu erstrecken, ob der Fortbestand des geprüften Un-

ternehmens oder die Wirksamkeit und Wirtschaftlichkeit der Geschäftsführung zugesichert

werden kann (§ 317 Absatz 4a HGB).

Die Prüfung der Einhaltung anderer gesetzlicher Vorschriften gehört nur insoweit zu den

Aufgaben meiner Abschlussprüfung, als sich aus diesen anderen Vorschriften üblicher-

weise Rückwirkungen auf den nach deutschen Rechnungslegungsvorschriften aufgestell-

ten Jahresabschluss oder den Lagebericht ergeben. Eine besondere Prüfung zur Aufde-

ckung von Unregelmäßigkeiten im Geld- und Leistungsverkehr (Unterschlagungsprüfung)

war nicht Gegenstand der Abschlussprüfung. Im Verlaufe meiner Tätigkeit ergaben sich

auch keine Anhaltspunkte, die besondere Untersuchungen in dieser Hinsicht erforderlich

gemacht hätten.

Die Prüfung der Art und Angemessenheit des Versicherungsschutzes war nicht Gegen-

stand meines Auftrags.

Bei der Prüfung beachtete ich auftragsgemäß die Vorschriften des § 53 Absatz 1 Nr. 1

und 2 HGrG, die "Grundsätze für die Prüfung von Unternehmen nach § 53 HGrG".



kwb Kommunale Wohnungsbau GmbH Rheingau-Taunus
Seite 6 Prüfungsbericht zum 31. Dezember 2017

3.2 Art und Umfang der Prüfung

Ich habe die Prüfung mit Unterbrechungen in den Monaten April bis Juli 2018 in den Ge-

schäftsräumen der kwb Kommunale Wohnungsbau GmbH Rheingau-Taunus in Bad

Schwalbach und eigenen Kanzleiräumen durchgeführt. Die Schlussbearbeitung des Auf-

trags erfolgte in meinen Geschäftsräumen.

Einzelheiten über Art, Umfang und Ergebnis meiner Prüfungshandlungen habe ich in mei-

nen Arbeitspapieren festgehalten.

Prüfungsstrategie

Eine Vorprüfung zur Vorbereitung meiner Abschlussprüfung habe ich in der 17. Kalender-

woche 2018 vorgenommen.

Ich habe meine Jahresabschlussprüfung nach § 316 ff. HGB unter Beachtung der vom

IDW festgestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Durchführung von Abschluss-

prüfungen vorgenommen. Danach ist die Prüfung so zu planen und durchzuführen, dass

mit hinreichender Sicherheit beurteilt werden kann, ob die Buchführung, der Jahresab-

schluss und der Lagebericht frei von wesentlichen Mängeln sind.

Ausgangspunkt war der von mir geprüfte und mit einem uneingeschränkten Bestätigungs-

vermerk versehene Jahresabschluss für das Geschäftsjahr vom 1. Januar 2016 bis zum

31. Dezember 2016. Dieser wurde mit Gesellschafterbeschluss vom 5. Oktober 2017 un-

verändert festgestellt.

Im Rahmen meines risikoorientierten Prüfungsvorgehens erarbeitete ich zunächst eine

Prüfungsstrategie. Diese beruhte auf einer Einschätzung des Unternehmensumfeldes und

auf Auskünften der Geschäftsleitung über wesentliche Unternehmensziele und Geschäfts-

risiken.

In diesem Zusammenhang habe ich eine Prüfung der Angemessenheit des rechnungsle-

gungsbezogenen internen Kontrollsystems der Gesellschaft durchgeführt. In den Berei-

chen, in denen die Unternehmensleitung angemessene organisatorische Maßnahmen zur

Begrenzung der Geschäftsrisiken, die eine besondere Gefahrenquelle für wesentliche Feh-

ler in der Rechnungslegung darstellen eingerichtet hat, habe ich Funktionsprüfungen

durchgeführt, um mich von der kontinuierlichen Wirksamkeit dieser Maßnahmen zu über-

zeugen.
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Ich gewann ein Verständnis von dem für die Abschlussprüfung relevanten internen Kon-

trollsystem, um Prüfungshandlungen zu planen, die unter den gegebenen Umständen an-

gemessen sind, jedoch nicht mit dem Ziel, ein Prüfungsurteil zur Wirksamkeit des inter-

nen Kontrollsystems der Gesellschaft abzugeben.

Ich habe meine aussagebezogenen Prüfungshandlungen an den Ergebnissen meiner Vor-

prüfung, die auch das rechnungslegungsbezogene interne Kontrollsystem zum Gegen-

stand hatte, ausgerichtet.

Im unternehmensindividuellen Prüfungsprogramm habe ich die Schwerpunkte meiner

Prüfung, Art und Umfang der Prüfungshandlungen sowie den zeitlichen Prüfungsablauf

und den Einsatz von Mitarbeitern festgelegt. Hierbei habe ich die Grundsätze der We-

sentlichkeit und der Risikoorientierung beachtet.

Die in meiner Prüfungsstrategie identifizierten kritischen Prüfungsziele führten zu folgen-

den Schwerpunkten meiner Prüfung:

Entwicklung des Anlagevermögens

Abstimmung des Bestands an liquiden Mitteln und der Verbindlichkeiten gegenüber

Kreditinstituten

Vollständigkeit und Bewertung der Rückstellungen

Umsatzerlöse

Gegenstand meiner Prüfung waren auch die zukunftsbezogenen Angaben im Lagebericht.

Nachweise und eingeholte Bestätigungen Dritter

Zum Nachweis der Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen hat die Gesellschaft

zum Bilanzstichtag Saldenbestätigungen nach der positiven Methode angefordert. Die

Auswahl der Saldenbestätigungen habe ich risikoorientiert durch bewusste Auswahl fest-

gelegt. Kriterien der Auswahl waren Höhe der einzelnen Forderung oder Verbindlichkeit

und Umfang des Geschäftsverkehrs.
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Ich erhielt von Banken, mit denen das Unternehmen im Berichtsjahr in Geschäftsverbin-

dung stand, Bestätigungen über die Höhe der Salden und über sonstige für die Ab-

schlussprüfung bedeutsamen Sachverhalten.

Weiterhin erhielt ich von den beauftragten Rechtsanwälten Bestätigungen über anhängige

Rechtsverfahren und sonstige wesentliche rechtliche Tatbestände.

Auskünfte und Vollständigkeitserklärung

Alle von mir erbetenen, nach pflichtgemäßen Ermessen zur ordnungsmäßigen Durchfüh-

rung der Prüfung von den gesetzlichen Vertretern benötigten Aufklärungen und Nach-

weise wurden erbracht. Die Geschäftsführung hat mir die Vollständigkeit der Buchfüh-

rung, des Jahresabschlusses und des Lageberichts in einer von mir eingeholten Vollstän-

digkeitserklärung schriftlich bestätigt.
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4. Feststellungen und Erläuterungen zur Rechnungslegung

4.1 Ordnungsmäßigkeit der Rechnungslegung

4.1.1 Buchführung und weitere geprüfte Unterlagen

Die Buchführung wird IT-gestützt unter Verwendung der Software "immotion.net" der Fir-

ma GAP mbH, Bremen, durchgeführt.

Die Organisation der Buchführung, das interne Kontrollsystem, der Datenfluss und das

Belegwesen ermöglichen die vollständige, richtige, zeitgerechte und geordnete Erfassung

und Buchung der Geschäftsvorfälle.

Die aus den weiteren geprüften Unterlagen entnommenen Informationen führen nach

dem Ergebnis meiner Prüfung zu einer ordnungsgemäßen Abbildung in der Buchführung,

im nach deutschen Rechnungslegungsvorschriften aufgestellten Jahresabschluss und im

Lagebericht.

Die Verfahrensabläufe in der Buchführung haben im Berichtsjahr keine nennenswerten or-

ganisatorischen Änderungen erfahren.

4.1.2 Jahresabschluss

Die Gesellschaft ist nach den in § 267 Absatz 2 HGB bezeichneten Größenmerkmalen als

mittelgroße Kapitalgesellschaft einzustufen und daher prüfungspflichtig gemäß §§ 316 ff.

HGB.

Resultierend aus § 122 Abs. 1 Nr. 4 HGO muss bei einer kommunalen Beteiligung an ei-

ner GmbH gewährleistet sein, dass Jahresabschluss und Lagebericht nach den für große

Kapitalgesellschaften geltenden Regelungen des HGB aufgestellt und geprüft werden.

In dem mir zur Prüfung vorgelegten, nach deutschen Rechnungslegungsvorschriften auf-

gestellten Jahresabschluss zum 31. Dezember 2017 wurden alle für die Rechnungslegung

geltenden gesetzlichen Vorschriften einschließlich der Grundsätze ordnungsmäßiger Buch-

führung und aller größenabhängigen, rechtsformgebundenen oder wirtschaftszweigspe-

zifischen Regelungen sowie die Normen des Gesellschaftsvertrags beachtet.

Die Bilanz und die Gewinn- und Verlustrechnung der kwb Kommunale Wohnungsbau

GmbH Rheingau-Taunus für das Geschäftsjahr vom 1. Januar 2017 bis zum 31. Dezember

2017 sind nach meinen Feststellungen ordnungsmäßig aus der Buchführung und aus den

weiteren geprüften Unterlagen abgeleitet. Die einschlägigen Ansatz-, Ausweis- und Be-

wertungsvorschriften wurden dabei ebenso beachtet wie der Stetigkeitsgrundsatz des

§ 252 Absatz 1 Nr. 6 HGB.
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Zur Ordnungsmäßigkeit der im Anhang gemachten Angaben, über die von mir nicht an

anderer Stelle berichtet wird, stelle ich fest, dass die Berichterstattung im Anhang durch

die gesetzlichen Vertreter vollständig und im gesetzlich vorgeschriebenen Umfang ausge-

führt wurde. Von der Schutzklausel des § 286 Absatz 4 HGB bezüglich der Angabe der

Gesamtbezüge der gesetzlichen Vertreter im Anhang gemäß § 285 Nr. 9 HGB wurde im

Rahmen der Aufstellung Gebrauch gemacht.

4.1.3 Lagebericht

Meine Prüfung hat ergeben, dass der Lagebericht mit dem Jahresabschluss und mit den

bei meiner Prüfung gewonnenen Erkenntnissen im Einklang steht und insgesamt ein zu-

treffendes Bild von der Lage der Gesellschaft vermittelt. Die wesentlichen Chancen und

Risiken der künftigen Entwicklung sind zutreffend dargestellt. Zudem wurden bei der Auf-

stellung des Lageberichts die gesetzlichen Vorschriften beachtet. Die nach § 289 Absatz 2

HGB erforderlichen Angaben sind im Lagebericht enthalten.

4.2 Gesamtaussage des Jahresabschlusses

4.2.1 Feststellungen zur Gesamtaussage des Jahresabschlusses

Über das Ergebnis meiner Beurteilung, ob und inwieweit die durch den Jahresabschluss

vermittelte Gesamtaussage den Anforderungen des § 264 Absatz 2 Satz 1 HGB ent-

spricht, berichte ich nachstehend.

Da sich keine Besonderheiten ergeben haben, stelle ich fest, dass der Jahresabschluss

insgesamt unter Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tat-

sächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage

der Gesellschaft vermittelt.

Der Lagebericht war in die Gesamtschau der durch die Rechnungslegungsgrundsätze be-

stimmten Darstellung der wirtschaftlichen Lage nicht einzubeziehen; die von diesen

Grundsätzen unabhängigen Darstellungen im Lagebericht konnten daher die erforderli-

chen Aussagen im Jahresabschluss nicht ersetzen. Meine Feststellungen zur Prüfung des

Lageberichts waren gesondert zu treffen.

Die Gesellschaft hat im Anhang die angewandten Bilanzierungs- und Bewertungsmetho-

den angegeben. Bei meinen nachfolgenden Ausführungen gehe ich daher insbesondere

auf die Sachverhalte ein, die für die Beurteilung der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage

sowie in ihrer Gesamtwirkung im Zusammenhang mit anderen Maßnahmen und Sach-

verhalten von wesentlicher Bedeutung sind (IDW PS 250).
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4.2.2 Wesentliche Bewertungsgrundlagen

Der Jahresabschluss der kwb Kommunale Wohnungsbau GmbH Rheingau-Taunus zum

31. Dezember 2017 ist auf der Grundlage folgender wesentlicher Bewertungsgrundlagen

aufgestellt worden, die nachstehend erläutert werden.

Die Zugänge zum Anlagevermögen sind zu Anschaffungs- oder Herstellungskosten zuzüg-

lich Anschaffungsnebenkosten abzüglich Anschaffungspreisminderungen bewertet. Ab-

schreibungen erfolgen planmäßig. Grundlage der planmäßigen Abschreibung ist die vor-

aussichtliche Nutzungsdauer des jeweiligen Vermögensgegenstands.

Die unfertigen Leistungen sowie andere Vorräte werden in Höhe der angefallenen nicht

abgerechneten Betriebskosten bzw. zu Anschaffungskosten bilanziert. Die Bewertung der

Heizöl- und Pelletvorräte erfolgt mittels gleitenden Durchschnittswert-Verfahren.

Die Forderungen aus Lieferungen und Leistungen wurden zum Nominalwert unter Berück-

sichtigung der jeweiligen Bonität des Kunden bewertet. Mögliche Ausfallsrisiken werden

im Bedarfsfall durch angemessenene Einzelwertberichtigungen berücksichtigt.

Die sonstigen Rückstellungen tragen der erwarteten Inanspruchnahme Rechnung und

sind mit dem Erfüllungsbetrag bewertet, der nach vernünftiger kaufmännischer Beurtei-

lung notwendig ist.

Änderungen gegenüber dem Vorjahr haben sich nicht ergeben.

Die Beurteilung der wirtschaftlichen Zweckmäßigkeit der Bilanzierungs- und Bewertungs-

entscheidungen der gesetzlichen Vertreter obliegt nicht mir als Abschlussprüfer. Sie sind

als geschäftspolitische Entscheidungen von den Adressaten des Berichts zu beurteilen.
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4.2.3 Aufgliederungen und Erläuterungen

§ 321 Absatz 2 Satz 5 HGB schreibt eine Aufgliederung von Abschlussposten vor, soweit

dies zum Verständnis der Gesamtaussage des Jahresabschlusses, insbesondere zur Erläu-

terung der Bewertungsgrundlagen und deren Änderungen sowie der sachverhaltsgestal-

tenden Maßnahmen nach § 321 Absatz 2 Satz 4 HGB, erforderlich ist und die Angaben

nicht im Anhang enthalten sind.

Es sind keine gesetzlich geforderten Aufgliederungen und Erläuterungen vorzunehmen,

ich nehme aber sonstige Aufgliederungen und Erläuterungen auf der Grundlage zusätzli-

cher Erwartungen der Auftraggeber vor. Die sonstigen Aufgliederungen und Erläuterungen

nehme ich in eine Anlage zum Prüfungsbericht auf. Sie durften nicht in den Berichtsab-

schnitt zur Gesamtaussage des Jahresabschlusses aufgenommen werden, da sie sich

nicht auf die Gesamtaussage des Jahresabschlusses im Sinne des § 321 Absatz 2 Satz 3

bis 5 HGB beziehen.

Meine sonstigen Aufgliederungen und Erläuterungen umfassen eine Analyse der wesent-

lichen Posten des Jahresabschlusses und dienen damit einer Dokumentation der finan-

ziellen Verhältnisse des Unternehmens für das Geschäftsjahr. Sie fördern darüber hinaus

ein tieferes Verständnis für die Einzelheiten des Jahresabschlusses, indem durch sie Ab-

weichungen zum Vorjahr transparent gemacht und andere wichtige Erkenntnisse vermit-

telt werden können.

In die Anlagen zum vorliegenden Prüfungsbericht aufgenommene Aufgliederungen und

Erläuterungen des Jahresabschlusses unterlagen der Prüfung nach den allgemeinen

Grundsätzen und durften von mir nicht ungeprüft aus Aufstellungen des Unternehmens

übernommen werden. Hieraus ergab sich eine Ausweitung meiner Prüfungshandlungen im

Rahmen dieser Abschlussprüfung.

Betriebswirtschaftliche Auswertungen in Form zusammengefasster Tabellen, Strukturbi-

lanzen, Gegenüberstellungen zusammengefasster, betriebswirtschaftlich aussagefähiger

Zahlen des Geschäftsjahres mit Zahlen aus Vorjahren und eine Kapitalflussrechnung neh-

me ich außerhalb der vorliegenden Ausführungen zur Gesamtaussage im eigenständigen,

nachfolgenden Abschnitt "Analyse der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage" in meinen

Prüfungsbericht auf, um die Lage und Entwicklung des Unternehmens im Berichtsjahr zu

verdeutlichen.
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4.3 Analyse der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage

Zur Darstellung der Ertragslage habe ich das Jahresergebnis nach Erfolgsquellen unter-

sucht und in seine Bestandteile aufgegliedert. Die aus der Gewinn- und Verlustrechnung

abgeleitete Gegenüberstellung der Erfolgsrechnungen der beiden Geschäftsjahre 2017

und 2016 zeigt folgendes Bild der Ertragslage und ihrer Veränderungen:

01.01. bis 01.01. bis Änderung ggü.
31.12.2017 31.12.2016 dem Vorjahr in

T€ % T€ % T€ %

Umsatzerlöse 15.242,8 98,8 15.056,4 100,4 186,4 1,2
Bestandsveränderungen 102,9 0,7 -242,7 -1,6 345,6 142,4
Andere aktivierte Eigenleistungen 85,2 0,6 189,7 1,3 -104,5 -55,1
Gesamtleistung 15.430,9 100,0 15.003,4 100,0 427,5 2,8

Sonstige betriebliche Erträge 330,4 2,1 666,1 4,4 -335,7 -50,4
Finanzerträge 11,2 0,1 6,9 0,0 4,3 62,3
Erträge gesamt 15.772,5 102,2 15.676,4 104,5 96,1 0,6

Leistungen
Bezogene Lieferungen und

7.229,3 46,8 7.266,1 48,4 -36,8 -0,5
Personalaufwand 2.398,0 15,5 2.227,4 14,8 170,6 7,7
Abschreibungen 2.965,2 19,2 2.769,8 18,5 195,4 7,1
Sonstige betriebliche Aufwendungen 785,8 5,1 907,5 6,0 -121,7 -13,4
Finanzaufwand 1.524,8 9,9 1.551,5 10,3 -26,7 -1,7
EE-Steuern 2,2 0,0 1,6 0,0 0,6 37,5
sonstige Steuern 135,5 0,9 10,6 0,1 124,9 >99,9
Aufwendungen gesamt 15.040,8 97,5 14.734,5 98,2 306,3 2,1

Jahresergebnis 731,7 4,7 941,9 6,3 -210,2 -22,3

Das Jahresergebnis hat sich gegenüber Vorjahr um 22,3 % von T€ 941,9 auf T€ 731,7

verringert. Grund für diese Entwicklung war der im Vergleich zum Vorjahr um lediglich

0,6 % gestiegene Gesamtertrag bei gleichzeitig um 2,1 % gestiegenen Gesamtaufwen-

dungen.

Der Rückgang der sonstigen betrieblichen Erträge war im Wesentlichen auf höhere Erträ-

ge aus der Auflösung von Rückstellungen im Vorjahr zurückzuführen. Bezüglich weiteren

Ausführungen zur Entwicklung der Ertragslage verweise auf den Lagebericht in Anlage IV.
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Vermögenslage und Kapitalstruktur sowie deren Veränderungen gegenüber dem Vorjahr

ergeben sich aus den folgenden Zusammenstellungen der Bilanzzahlen in T€ für die bei-

den Abschlussstichtage 31. Dezember 2017 und 31. Dezember 2016.

01.01. bis 01.01. bis Änderung ggü.
Aktiva 31.12.2017 31.12.2016 dem Vorjahr in

T€ % T€ % T€ %

A. Anlagevermögen 115.340,9 91,8 114.542,9 90,9 798,0 0,7
B. Umlaufvermögen 10.182,4 8,1 11.409,3 9,1 -1.226,9 -10,8
C. Rechnungsabgrenzungsposten 136,5 0,1 95,8 0,1 40,6 42,5
Aktiva gesamt 125.659,8 100,0 126.048,1 100,0 -388,3 -0,3

bis bis Änderung ggü.
Passiva 31.12.2017 31.12.2016 dem Vorjahr in

T€ % T€ % T€ %
A. Eigenkapital 35.956,5 28,6 35.224,8 27,9 731,7 2,1
B. Rückstellungen 381,2 0,3 868,7 0,7 -487,5 -56,1
C. Verbindlichkeiten 88.492,0 70,4 89.252,4 70,8 -760,4 -0,9
D. Rechnungsabgrenzungsposten 830,1 0,7 702,2 0,6 127,9 18,2
Passiva gesamt 125.659,8 100,0 126.048,1 100,0 -388,3 -0,3

Das Gesamtvermögen hat sich gegenüber dem Vorjahr um T€ 388,3 bzw. 0,3 % auf

T€ 125.659,8 verringert.

Dieser Rückgang resultiert auf der Aktivseite im Wesentlichen aus dem gesunkenen Um-

laufvermögen. Hier fallen gegenüber dem Vorjahr Forderungen aus Grundstücksverkäufen

in Höhe von T€ 540,0 weg. Ferner sinkt auch die Position der flüssigen Mittel und Bau-

sparguthaben um T€ 673,9. Bezüglich dieser Entwicklung verweise ich auf die nachfol-

gende Kapitalflussrechnung.

Der Anteil des langfristig gebundenen Vermögens am Gesamtvermögen hat sich von

90,9 % in 2016 auf 91,8 % in 2017 erhöht. Ich verweise bezüglich der Entwicklung des

Anlagevermögens an dieser Stelle auf den Anlagenspiegel im Anhang (Anlage III).

Der Rückgang des Gesamtkapitals auf der Passivseite ist im Wesentlichen auf den niedri-

geren Bestand der Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen sowie sonstigen

Rückstellungen zurückzuführen. Um doppelte Ausführungen zu vermeiden, verweise ich

auch an dieser Stelle auf die Erläuterungen im Anhang (Anlage III) und im Lagebericht

(Anlage IV).

Das Eigenkapital der Gesellschaft ist in Höhe des Jahresergebnisses um T€ 731,7 bzw.

2,1 % auf T€ 35.956,5 angestiegen. Die bilanzielle Eigenkapitalquote der Gesellschaft be-

trägt damit zum Abschlussstichtag 28,6 % des Gesamtkapitals gegenüber 27,9 % im Vor-

jahr.
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Einen Überblick über die Herkunft und über die Verwendung der finanziellen Mittel des

geprüften Unternehmens gibt die nachstehende Kapitalflussrechnung, welche die Zah-

lungsmittelflüsse nach der indirekten Methode darstellt und sich an den Grundsätzen des

vom Deutschen Standardisierungsrat (DSR) erarbeiteten Deutschen Rechnungslegungs-

standards Nr. 21 (DRS 21) anlehnt.

2017 2016
€ €

Periodenergebnis 731.724,08 941.928,08
+/-

Gegenstände des Anlagevermögens
Abschreibungen / Zuschreibungen auf

2.965.204,39 2.769.806,80
+/-Zunahme / Abnahme der Rückstellungen -487.505,09 -298.004,49
-/+

oder Finanzierungstätigkeit zuzuordnen sind
sowie anderer Aktiva, die nicht der Investitions-
Forderungen aus Lieferungen und Leistungen
Zunahme / Abnahme der Vorräte, der

512.365,59 -541.072,99
+/-

Finanzierungstätigkeit zuzuordnen sind
Passiva, die nicht der Investitions- oder
Lieferungen und Leistungen sowie anderer
Zunahme / Abnahme der Verbindlichkeiten aus

-352.955,30 -162.878,54
-/+

Gegenständen des Anlagevermögens
Gewinn / Verlust aus dem Abgang von

-5.966,39 -38.400,71
+/-Zinsaufwendungen / Zinserträge 1.513.595,59 1.544.553,41

=
Geschäftstätigkeit
Cashflow aus der laufenden

4.876.462,87 4.215.931,56

-
immaterielle Anlagevermögen
Auszahlungen für Investitionen in das

0,00 -8.722,82
+

des Sachanlagevermögens
Einzahlungen aus Abgängen von Gegenständen

5.966,39 591.664,42
-

Sachanlagevermögen
Auszahlungen für Investitionen in das

-3.763.169,37 -8.635.545,93
+ Erhaltene Zinsen 11.184,22 6.908,94

= Cashflow aus der Investitionstätigkeit -3.746.018,76 -8.045.695,39

+/-
Kreditaufnahmen / Kredittilgungen
Einzahlungen/Auszahlungen aus

-279.556,45 9.219.800,23
- Gezahlte Zinsen -1.524.779,81 -1.551.462,35

= Cashflow aus der Finanzierungstätigkeit -1.804.336,26 7.668.337,88

Finanzmittelfonds
Zahlungswirksame Veränderungen des

-673.892,15 3.838.574,05
+ Finanzmittelfonds am Anfang der Periode 5.680.790,75 1.842.216,70

= Finanzmittelfonds am Ende der Periode 5.006.898,60 5.680.790,75

Der Finanzmittelfonds setzt sich aus Kassenbestand, Guthaben bei Kreditinstituten und

Bausparguthaben zusammen. Gegenüber dem Lagebericht ergeben sich Abweichungen

aufgrund einer unterschiedlichen Definition des Finanzmittelfonds.
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5. Feststellungen gemäß § 53 HGrG

Bei meiner Prüfung habe ich auftragsgemäß die Vorschriften des § 53 Absatz 1 Nr. 1

und 2 HGrG beachtet. Dementsprechend habe ich auch geprüft, ob die Geschäfte ord-

nungsgemäß, d. h. mit der erforderlichen Sorgfalt und in Übereinstimmung mit den ein-

schlägigen handelsrechtlichen Vorschriften, den Bestimmungen des Gesellschaftsvertrags

und der Geschäftsordnung für die Geschäftsführung geführt worden sind.

Die erforderlichen Feststellungen habe ich in diesem Bericht dargestellt. Über diese Fest-

stellungen hinaus hat meine Prüfung keine Besonderheiten ergeben, die nach meiner Auf-

fassung für die Beurteilung der Ordnungsmäßigkeit der Geschäftsführung von Bedeutung

sind.

Die Geschäftsführung hat in analoger Anwendung von § 91 Absatz 2 AktG ein Überwa-

chungssystem eingerichtet, um bestandsgefährdende Entwicklungen frühzeitig zu erken-

nen.

Meine Prüfung hat ergeben, dass die Geschäftsführung in analoger Anwendung die nach

§ 91 Absatz 2 AktG geforderten Maßnahmen insbesondere zur Einrichtung eines Überwa-

chungssystems in geeigneter Weise getroffen hat, und dass das Überwachungssystem ge-

eignet ist, Entwicklungen, die den Fortbestand der Gesellschaft gefährden, frühzeitig zu

erkennen.
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6. Wiedergabe des Bestätigungsvermerks und Schlussbemerkung

Nach dem Ergebnis meiner Prüfung habe ich am 2. Juli 2018 dem als Anlagen I bis III

beigefügten Jahresabschluss der kwb Kommunale Wohnungsbau GmbH Rheingau-Taunus,

Bad Schwalbach, zum 31. Dezember 2017 und dem als Anlage IV beigefügten Lagebericht

für das Geschäftsjahr 2017 den folgenden uneingeschränkten Bestätigungsvermerk er-

teilt, der von mir an dieser Stelle wiedergegeben wird:

"Bestätigungsvermerk des Abschlussprüfers

Ich habe den Jahresabschluss – bestehend aus Bilanz, Gewinn- und Verlustrechnung so-

wie Anhang – unter Einbeziehung der Buchführung und den Lagebericht der kwb Kommu-

nale Wohnungsbau GmbH Rheingau-Taunus für das Geschäftsjahr vom 1. Januar bis

31. Dezember 2017 geprüft. Die Buchführung und die Aufstellung von Jahresabschluss

und Lagebericht nach den deutschen handelsrechtlichen Vorschriften und den ergänzen-

den Bestimmungen des Gesellschaftsvertrags liegen in der Verantwortung der gesetzli-

chen Vertreter der Gesellschaft. Meine Aufgabe ist es, auf der Grundlage der von mir

durchgeführten Prüfung eine Beurteilung über den Jahresabschluss unter Einbeziehung

der Buchführung und über den Lagebericht abzugeben.

Ich habe meine Jahresabschlussprüfung nach § 317 HGB unter Beachtung der vom Insti-

tut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger

Abschlussprüfung vorgenommen. Danach ist die Prüfung so zu planen und durchzuführen,

dass Unrichtigkeiten und Verstöße, die sich auf die Darstellung des durch den Jahresab-

schluss unter Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung und durch den

Lagebericht vermittelten Bildes der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage wesentlich aus-

wirken, mit hinreichender Sicherheit erkannt werden. Bei der Festlegung der Prüfungs-

handlungen werden die Kenntnisse über die Geschäftstätigkeit und über das wirtschaftli-

che und rechtliche Umfeld der Gesellschaft sowie die Erwartungen über mögliche Fehler

berücksichtigt. Im Rahmen der Prüfung werden Nachweise für die Angaben in Buchfüh-

rung, Jahresabschluss und Lagebericht überwiegend auf der Basis von Stichproben beur-

teilt. Ich gewinne ein Verständnis von dem für die Abschlussprüfung relevanten internen

Kontrollsystem, um Prüfungshandlungen zu planen, die unter den gegebenen Umständen

angemessen sind, jedoch nicht mit dem Ziel, ein Prüfungsurteil zur Wirksamkeit des in-

ternen Kontrollsystems der Gesellschaft abzugeben.

Die Prüfung umfasst die Beurteilung der angewandten Bilanzierungsgrundsätze und der

wesentlichen Einschätzungen der gesetzlichen Vertreter sowie die Würdigung der Gesamt-

darstellung des Jahresabschlusses und des Lageberichts. Ich bin der Auffassung, dass

meine Prüfung eine hinreichend sichere Grundlage für meine Beurteilung bildet.
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Meine Prüfung hat zu keinen Einwendungen geführt.

Nach meiner Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnisse ent-

spricht der Jahresabschluss den gesetzlichen Vorschriften und den ergänzenden Bestim-

mungen des Gesellschaftsvertrags und vermittelt unter Beachtung der Grundsätze ord-

nungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der

Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Gesellschaft. Der Lagebericht steht in Einklang

mit dem Jahresabschluss, entspricht den gesetzlichen Vorschriften, vermittelt insgesamt

ein zutreffendes Bild von der Lage der Gesellschaft und stellt die Chancen und Risiken der

zukünftigen Entwicklung zutreffend dar.

Wiesbaden, 2. Juli 2018

Diplom-Betriebswirt (FH) Frank Schwed

Wirtschaftsprüfer"

Vorstehenden Prüfungsbericht erstatte ich in Übereinstimmung mit den gesetzlichen Vor-

schriften und den Grundsätzen ordnungsmäßiger Berichterstattung bei Abschlussprü-

fungen (IDW PS 450).

Die Verwendung des vorstehend wiedergegebenen Bestätigungsvermerks außerhalb die-

ses Prüfungsberichts setzt meine vorherige Zustimmung voraus.

Die Veröffentlichung oder Weitergabe des Jahresabschlusses und/oder Lageberichts in ei-

ner von der bestätigten Fassung abweichenden Form (einschließlich der Übersetzung in

andere Sprachen) erfordert meine erneute Stellungnahme, soweit dabei mein Bestäti-

gungsvermerk zitiert oder auf meine Prüfung hingewiesen wird. Ich weise diesbezüglich

auf § 328 HGB hin.

Wiesbaden, 2. Juli 2018

Diplom-Betriebswirt (FH) Frank Schwed

Wirtschaftsprüfer
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BILANZ zum 31. Dezember 2017

AKTIVA

Geschäftsjahr Vorjahr
€ €

A. Anlagevermögen

I. Immaterielle Vermögens-
gegenstände

1. entgeltlich erworbene Software 4.361,00 8.242,00

II. Sachanlagen

1. Grundstücke und grundstücks-
gleiche Rechte mit Wohnbauten 109.602.158,62 103.743.146,62

2. Grundstücke und grundstücks-
gleiche Rechte mit Geschäfts-
und anderen Bauten 3.054.965,81 3.151.651,81

3. Grundstücke und grundstücks-
gleiche Rechte ohne Bauten 9.654,83 9.654,83

4. Betriebs- und
Geschäftsausstattung 807.070,00 888.690,00

5. Anlagen im Bau 1.184.822,57 5.998.520,98
6. Bauvorbereitungskosten 677.351,03 742.512,64

115.336.022,86 114.534.176,88

III. Finanzanlagen

1. Genossenschaftsanteile 500,00 500,00

B. Umlaufvermögen

I. Zum Verkauf bestimmte Grundstücke und andere Vorräte

1. Grundstücke und grundstückgleiche Rechte
ohne Bauten 160.310,00 0,00

2. unfertige Leistungen 4.464.471,76 4.222.649,78
3. andere Vorräte 113.674,96 121.794,95

4.738.456,72 4.344.444,73

II. Forderungen und sonstige
Vermögensgegenstände

1. Forderungen aus Vermietung 238.335,48 274.535,78
2. Forderungen aus Grundstücksverkäufen 0,00 540.000,00
3. Forderungen aus Betreuungstätigkeit 6.528,00 328.282,56
4. sonstige Vermögensgegenstände 192.195,76 241.259,80

437.059,24 1.384.078,14

III. Flüssige Mittel und Bausparguthaben

1. Kassenbestand und
Guthaben bei Kreditinstituten 1.945.732,13 3.628.857,52

2. Bausparguthaben 3.061.166,47 2.051.933,23
5.006.898,60 5.680.790,75

C. Rechnungsabgrenzungsposten

1. Geldbeschaffungskosten 88.027,00 94.725,00
2. Andere Rechnungsabgrenzungsposten 48.442,08 1.102,76

136.469,08 95.827,76

125.659.767,50 126.048.060,26

Treuhandvermögen 1.988.591,92 1.846.370,66
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PASSIVA

Geschäftsjahr Vorjahr
€ €

A. Eigenkapital

I. Gezeichnetes Kapital 17.406.567,00 17.406.567,00

II. Gewinnrücklagen

1. gesellschaftsvertragliche Rücklage 1.728.988,54 1.655.816,13
2. Bauerneuerungsrücklage 9.238.333,73 8.390.598,46
3. andere Gewinnrücklagen 6.924.077,39 6.924.077,39

17.891.399,66 16.970.491,98

III. Bilanzgewinn 658.551,67 847.735,27

B. Rückstellungen

1. sonstige Rückstellungen 381.197,54 868.702,63

C. Verbindlichkeiten

1. Verbindlichkeiten gegenüber
Kreditinstituten 76.836.627,18 76.805.507,31

2. Verbindlichkeiten gegenüber
anderen Kreditgebern 4.698.534,29 5.009.210,61

3. erhaltene Anzahlungen 5.331.374,24 5.094.269,05
4. Verbindlichkeiten aus

Vermietung 299.387,19 294.470,60
5. Verbindlichkeiten aus

Lieferungen und Leistungen 1.261.603,52 1.947.331,53
6. sonstige Verbindlichkeiten 64.433,24 101.574,78

88.491.959,66 89.252.363,88

D. Rechnungsabgrenzungsposten 830.091,97 702.199,50

125.659.767,50 126.048.060,26

Treuhandverbindlichkeiten 1.988.591,92 1.846.370,66
15.242.797,49 15.056.393,27
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GEWINN- UND VERLUSTRECHNUNG vom 1. Januar bis 31. Dezember 2017

Geschäftsjahr Vorjahr
€ €

1. Umsatzerlöse
a) aus Hausbewirtschaftung 15.161.165,92 14.760.490,88
b) aus Betreuungstätigkeit 65.048,20 274.463,08
c) aus anderen Lieferungen und Leistungen 16.583,37 21.439,31

15.242.797,49 15.056.393,27

2. Erhöhung des Bestands an unfertigen Leis-
tungen 102.907,73 242.704,54-

3. andere aktivierte Eigenleistungen 85.235,17 189.725,78

4. sonstige betriebliche Erträge 330.403,26 666.093,83

5. Aufwendungen für bezogene Lieferungen und
Leistungen

a) Aufwendungen für Hausbewirtschaftung 7.099.182,60 7.152.625,08
b) Aufwendungen für andere Lieferungen und

Leistungen 130.086,77 113.477,63
7.229.269,37 7.266.102,71

6. Personalaufwand
a) Löhne und Gehälter 1.886.725,79 1.751.676,76
b) soziale Abgaben und Aufwendungen für

Altersversorgung 511.322,31 475.758,47
2.398.048,10 2.227.435,23

- davon für Altersversorgung € 153.126,06
(€ 137.164,11)

7. Abschreibungen
auf immaterielle Vermögensgegenstände und
Sachanlagen 2.965.204,39 2.769.806,80

8. sonstige betriebliche Aufwendungen 785.804,83 907.513,25

9. Erträge aus Beteiligungen 29,25 21,00

10. sonstige Zinsen und ähnliche Erträge 11.184,22 6.908,94

11. Zinsen und ähnliche Aufwendungen 1.524.779,81 1.551.462,35

12. Steuern vom Einkommen und vom Ertrag 2.183,11 1.610,29

13. Ergebnis nach Steuern 867.267,51 952.507,65

14. sonstige Steuern 135.543,43 10.579,57

15. Jahresüberschuss 731.724,08 941.928,08

16. Einstellungen in Gewinnrücklagen
gesellschaftsvertragliche Rücklage 73.172,41 94.192,81

17. Bilanzgewinn 658.551,67 847.735,27
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Bestätigungsvermerk des Abschlussprüfers

Ich habe den Jahresabschluss – bestehend aus Bilanz, Gewinn- und Verlustrechnung so-

wie Anhang – unter Einbeziehung der Buchführung und den Lagebericht der kwb Kommu-

nale Wohnungsbau GmbH Rheingau-Taunus für das Geschäftsjahr vom 1. Januar bis

31. Dezember 2017 geprüft. Die Buchführung und die Aufstellung von Jahresabschluss

und Lagebericht nach den deutschen handelsrechtlichen Vorschriften und den ergänzen-

den Bestimmungen des Gesellschaftsvertrags liegen in der Verantwortung der gesetzli-

chen Vertreter der Gesellschaft. Meine Aufgabe ist es, auf der Grundlage der von mir

durchgeführten Prüfung eine Beurteilung über den Jahresabschluss unter Einbeziehung

der Buchführung und über den Lagebericht abzugeben.

Ich habe meine Jahresabschlussprüfung nach § 317 HGB unter Beachtung der vom Insti-

tut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger

Abschlussprüfung vorgenommen. Danach ist die Prüfung so zu planen und durchzuführen,

dass Unrichtigkeiten und Verstöße, die sich auf die Darstellung des durch den Jahresab-

schluss unter Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung und durch den

Lagebericht vermittelten Bildes der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage wesentlich aus-

wirken, mit hinreichender Sicherheit erkannt werden. Bei der Festlegung der Prüfungs-

handlungen werden die Kenntnisse über die Geschäftstätigkeit und über das wirtschaftli-

che und rechtliche Umfeld der Gesellschaft sowie die Erwartungen über mögliche Fehler

berücksichtigt. Im Rahmen der Prüfung werden Nachweise für die Angaben in Buchfüh-

rung, Jahresabschluss und Lagebericht überwiegend auf der Basis von Stichproben beur-

teilt. Ich gewinne ein Verständnis von dem für die Abschlussprüfung relevanten internen

Kontrollsystem, um Prüfungshandlungen zu planen, die unter den gegebenen Umständen

angemessen sind, jedoch nicht mit dem Ziel, ein Prüfungsurteil zur Wirksamkeit des in-

ternen Kontrollsystems der Gesellschaft abzugeben.

Die Prüfung umfasst die Beurteilung der angewandten Bilanzierungsgrundsätze und der

wesentlichen Einschätzungen der gesetzlichen Vertreter sowie die Würdigung der Gesamt-

darstellung des Jahresabschlusses und des Lageberichts. Ich bin der Auffassung, dass

meine Prüfung eine hinreichend sichere Grundlage für meine Beurteilung bildet.

Meine Prüfung hat zu keinen Einwendungen geführt.



Anlage V kwb Kommunale Wohnungsbau GmbH Rheingau-Taunus
Seite 2 Prüfungsbericht zum 31. Dezember 2017

Nach meiner Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnisse ent-

spricht der Jahresabschluss den gesetzlichen Vorschriften und den ergänzenden Bestim-

mungen des Gesellschaftsvertrags und vermittelt unter Beachtung der Grundsätze ord-

nungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der

Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Gesellschaft. Der Lagebericht steht in Einklang

mit dem Jahresabschluss, entspricht den gesetzlichen Vorschriften, vermittelt insgesamt

ein zutreffendes Bild von der Lage der Gesellschaft und stellt die Chancen und Risiken der

zukünftigen Entwicklung zutreffend dar.

Wiesbaden, 2. Juli 2018

Diplom-Betriebswirt (FH) Frank Schwed

Wirtschaftsprüfer
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Rechtliche Verhältnisse

Firma: kwb Kommunale Wohnungsbau GmbH Rheingau-Taunus

Sitz: Bad Schwalbach

Rechtsform: Gesellschaft mit beschränkter Haftung

Gesellschaftsvertrag: vom 28. Januar 1949, zuletzt geändert am 12. Mai 2014

Registereintrag: Handelsregister B

Registergericht: Amtsgericht Wiesbaden

Register-Nr.: HRB 16043

Gegenstand des

Unternehmens: Zweck der Gesellschaft ist vorrangig eine sichere und sozial ver-

antwortbare Wohnungsversorgung der breiten Schichten der Be-

völkerung (gemeinnütziger Zweck). Die Gesellschaft errichtet,

betreut, bewirtschaftet und verwaltet Bauten in allen Rechts-

und Nutzungsformen, darunter Eigenheime und Eigentumswoh-

nungen. Sie kann außerdem alle im Bereich der Wohnungswirt-

schaft, des Städtebaus und der Infrastruktur anfallenden Aufga-

ben übernehmen, Grundstücke erwerben, belasten und veräu-

ßern sowie Erbbaurechte ausgeben. Sie kann Gemeinschaftsan-

lagen und Folgeeinrichtungen, Läden und Gewerbebauten, sozia-

le wirtschaftliche und kulturelle Einrichtungen und Dienstleistun-

gen bereitstellen. Die Gesellschaft führt ihre Geschäfte nach

Grundsätzen der Wohnungsgemeinnützigkeit im Sinne dieses

Gesellschaftsvertrages.

Geschäftsjahr: 1. Januar bis 31. Dezember

Gezeichnetes Kapital: € 17.406.567,00

Geschäftsführung: Jöst, Joachim Ditmar, Ginsheim-Gustavsburg, *04.07.1961

Vertretung: Der Geschäftsführer ist alleinvetretungsberechtigt.

Einzelprokura: Kriesel, Anke, Bad Schwalbach, *04.02.1976
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Gesellschafter: Stadt Idstein 5.259.000 € 30,2%

RTK Holding 5.162.200 € 29,7%

Stadt Taunusstein 2.760.067 € 15,9%

Stadt Eltville 900.500 € 5,2%

Gemeinde Hünstetten 658.300 € 3,8%

Stadt Oestrich-Winkel 602.900 € 3,5%

Gemeinde Niedernhausen 398.900 € 2,3%

Stadt Bad Schwalbach 348.900 € 2,0%

Stadt Rüdesheim 286.000 € 1,6%

Stadt Lorch 209.000 € 1,2%

Gemeinde Schlangenbad 162.400 € 0,9%

Stadt Kiedrich 114.000 € 0,7%

Gemeinde Aarbergen 113.700 € 0,7%

Gemeinde Hohenstein 110.600 € 0,6%

Gemeinde Walluf 107.000 € 0,6%

Gemeinde Heidenrod 94.800 € 0,5%

Gemeinde Waldems 70.700 € 0,4%

Stadt Geisenheim 47.600 € 0,3%

17.406.567 € 100,0%

Organe: Geschäftsführung

Aufsichtsrat

Gesellschafterversammlung
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Wirtschaftliche Verhältnisse

Bestandsangaben: Wohneinheiten im eigenen Bestand: 2.454

Gewerbeeinheiten im eigenen Bestand: 27

Garagen und Stellplätze im eigenen Bestand: 683

Verwaltungseinheiten nach Wohnungseigentumsgesetz: 77

Wohneinheiten Dritter: 119

Gewerbeeinheiten Dritter: 1

Durch Verwaltung genutzte Einheiten: 8

Bewirtschaftung: Die Gesellschaft erzielte Umsätze aus Mieten und Umlagen in

Höhe von T€ 15.161,2 (Vorjahr T€ 14.760,5).

Die Erlösschmälerungen betrugen 4,0 % (Vorjahr 5,5 %) der

Sollmieten.

Die Leerstandsquote lag bei 3,3 % (Vorjahr: 4,1 %).
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Steuerliche Verhältnisse

Bei der Gesellschaft handelt es sich um eine körperschaft- und gewerbesteuerpflichtige

Gesellschaft gemäß § 1 KStG und § 2 GewStG. Sie wird beim Finanzamt Wiesbaden I un-

ter der Steuernummer 040 237 93246 geführt.

Zum 31. Dezember 2015 wurde ein körperschaftsteuerlicher Verlustvortrag in Höhe von

18.893.711 € festgestellt. Der vortragsfähige Gewerbeverlust zum 31. Dezember 2015

beträgt 12.917.786 €.

Darüber hinaus ist das Unternehmen mit bestimmten Leistungen umsatzsteuerpflichtig.

In der Betriebsprüfung von Oktober 2015 wurden Körperschaftsteuer, Gewerbesteuer und

Umsatzsteuer des Jahres 2012 geprüft.



kwb Kommunale Wohnungsbau GmbH Rheingau-Taunus Anlage IX
Prüfungsbericht zum 31. Dezember 2017 Seite 1

Aufgliederung und Erläuterung wesentlicher Posten des

Jahresabschlusses

Bilanz – Aktiva

A. Anlagevermögen

Zur Entwicklung der jeweiligen Posten wird auf den Anlagenspiegel im Anhang

(Anlage III) verwiesen.

II. Sachanlagen

31.12.2017 31.12.2016
€ €

1. Grundstücke und grundstücksgleiche
Rechte mit Wohnbauten 109.602.158,62 103.743.146,62

Der Posten entwickelte sich im Berichtsjahr wie folgt:

2017
€

Stand 01.01. 103.743.146,62

Zugänge 2.628.557,57

Umbuchungen 5.867.520,98

Abschreibungen 2.637.066,55

Stand 31.12. 109.602.158,62

Die Zugänge betreffen im Wesentlichen Investitionen in die Objekte "Etville, Friedrichstra-

ße 61-63", "Bad Schwalbach, Martha-von-Opel-Weg 23-27", "Heidenrod-Laufenselden,

Wiesbadener Straße" und "Taunusstein, Hahner Mitte".

Bei den Umbuchungen handelt es sich hauptsächlich um die Aktivierung der Objekte "Bad

Schwalbach, Martha-von-Opel Weg 23", "Idstein, Im Hahnenstück 4, 4 a, 6, 6 a" und

"Bad Schwalbach, Adolfstraße 119".

31.12.2017 31.12.2016
€ €

2. Grundstücke und grundstücksgleiche
Rechte mit Geschäfts- und anderen Bau-
ten 3.054.965,81 3.151.651,81
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31.12.2017 31.12.2016
€ €

4. Betriebs- und Geschäftsausstattung 807.070,00 888.690,00

Der Posten entwickelte sich im Berichtsjahr wie folgt:

2017
€

Stand 01.01. 888.690,00

Zugänge 145.950,84

Abschreibungen 227.570,84

Stand 31.12. 807.070,00

Im laufenden Geschäftsjahr wurden zwei bereits vollabgeschriebene Firmenfahrzeuge ver-

kauft.

31.12.2017 31.12.2016
€ €

5. Anlagen im Bau 1.184.822,57 5.998.520,98

Der Posten entwickelte sich im Berichtsjahr wie folgt:

2017
€

Stand 01.01. 5.998.520,98

Zugänge 754.529,68

Umbuchungen -5.568.228,09

Stand 31.12. 1.184.822,57

Die Zugänge betreffen im Wesentlichen die Objekte "Bad Schalbach, Martha-von-Opel

Weg 23" und "Bad Schwalbach, Adolfstraße 119".
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31.12.2017 31.12.2016
€ €

6. Bauvorbereitungskosten 677.351,03 742.512,64

Bei den Zugängen handelt es sich überwiegend um Bauvorbereitungskosten des Objektes

"Taunusstein, Hahner Mitte".

B. Umlaufvermögen

I. Zum Verkauf bestimmte Grundstücke
und andere Vorräte

31.12.2017 31.12.2016
€ €

2. unfertige Leistungen 4.464.471,76 4.222.649,78

Hier werden die noch nicht abgerechnete Betriebskosten (allgemeine Unterlagen, Wasser

und Heizung) ausgewiesen.

31.12.2017 31.12.2016
€ €

3. andere Vorräte 113.674,96 121.794,95

Der Ausweis betrifft Heizöl- und Pelletvorräte.
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II. Forderungen und sonstige Vermögens-
gegenstände

31.12.2017 31.12.2016
€ €

1. Forderungen aus Vermietung 238.335,48 274.535,78

Der Posten setzt sich wie folgt zusammen:

31.12.2017 31.12.2016
€ €

Mietforderungen und -darlehen 285.708,35 334.125,06
Wertberichtigung -47.372,87 -59.589,28

238.335,48 274.535,78

Hier werden die ausstehenden Forderungen gegenüber ehemaligen und derzeitigen Mie-

tern umfasst.

31.12.2017 31.12.2016
€ €

2. Forderungen aus Grundstücksverkäufen 0,00 540.000,00

Hierbei handelt es sich um die Kaufpreiszahlung für das Objekt "Idstein, Am Hexenturm".

31.12.2017 31.12.2016
€ €

3. Forderungen aus Betreuungstätigkeit 6.528,00 328.282,56

Der Posten betrifft Forderungen aus Verwaltungstätigkeit. Mit Wirkung zum 31.12.2016

hat die Stadt Idstein den Vertrag mit der KWB gekündigt.
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31.12.2017 31.12.2016
€ €

4. sonstige Vermögensgegenstände 192.195,76 241.259,80

Der Ausweis betrifft Forderungen aus Fremdverwaltung und Hausgeldern. Hierbei handelt

es sich um Ansprüche an Instandhaltungsrücklage von Wohneigentümerschaften und For-

derungen aus ausstehenden Abrechnungen.

III.Flüssige Mittel und Bausparguthaben

31.12.2017 31.12.2016
€ €

1. Kassenbestand und Guthaben bei Kre-
ditinstituten 1.945.732,13 3.628.857,52

Zur Entwicklung der liquiden Mitteln verweise ich auf die Kapitalflussrechnung im Kapital

4.3 des Hauptberichts.

31.12.2017 31.12.2016
€ €

2. Bausparguthaben 3.061.166,47 2.051.933,23

Der Posten setzt sich wie folgt zusammen:

31.12.2017 31.12.2016
€ €

Schwäbisch Hall 1.265.377,88 839.681,22
Landesbausparkasse 1.795.788,59 1.212.252,01

3.061.166,47 2.051.933,23

31.12.2017 31.12.2016
€ €

Treuhandvermögen 1.988.591,92 1.846.370,66

Als Treuhandvermögen und -verbindlichkeiten werden die Mietkautionen ausgewiesen.

Sie sind bei der Aareal Bank AG, Wiesbaden, angelegt.
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Bilanz – Passiva

A. Eigenkapital

31.12.2017 31.12.2016
€ €

I. Gezeichnetes Kapital 17.406.567,00 17.406.567,00

Zur Zusammensetzung des Postens verweise ich auf die Darstellung der rechtlichen Ver-

hältnisse in Anlage VI.

II. Gewinnrücklagen

31.12.2017 31.12.2016
€ €

1. gesellschaftsvertragliche Rücklage 1.728.988,54 1.655.816,13

Gemäß § 22 Absatz 1 des Gesellschaftsvertrags wurden 10 % des Jahresergebnisses der

gesellschaftsvertraglichen Rücklage zugeführt.

31.12.2017 31.12.2016
€ €

2. Bauerneuerungsrücklage 9.238.333,73 8.390.598,46

Die Bauerneuerungsrücklage ist gemäß § 22 Absatz 2 des Gesellschaftsvertrags bei Auf-

stellung des Jahresabschlusses zu bilden. Gemäß dem Beschluss der Gesellschafterver-

sammlung vom 5. Oktober 2017 wurde der Bilanzgewinn des Jahres 2016 im Berichtsjahr

in die Bauerneuerungsrücklage eingestellt.

31.12.2017 31.12.2016
€ €

3. andere Gewinnrücklagen 6.924.077,39 6.924.077,39

31.12.2017 31.12.2016
€ €

III. Bilanzgewinn 658.551,67 847.735,27
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B. Rückstellungen

31.12.2017 31.12.2016
€ €

1. sonstige Rückstellungen 381.197,54 868.702,63

Bezüglich der Zusammensetzung und der Entwicklung des Postens verweise ich auf den

Rückstellungsspiegel im Anhang (Anlage III).

C. Verbindlichkeiten

31.12.2017 31.12.2016
€ €

1. Verbindlichkeiten gegenüber Kreditin-
stituten 76.836.627,18 76.805.507,31

Dieser Posten setzt sich im Wesentlichen aus langfristigen Bankdarlehen zusammen.

31.12.2017 31.12.2016
€ €

2. Verbindlichkeiten gegenüber anderen
Kreditgebern 4.698.534,29 5.009.210,61

Unter dieser Position werden insbesondere Darlehen der Gesellschafter, der Delta Lloyd

AG und der Hamburg Mannheimer AG bilanziert.

31.12.2017 31.12.2016
€ €

3. erhaltene Anzahlungen 5.331.374,24 5.094.269,05

Dieser Posten beinhaltet die durch Mieter vorausgezahlten Umlagen für Wasser, Heizung

und allgemeine Betriebskosten.

31.12.2017 31.12.2016
€ €

4. Verbindlichkeiten aus Vermietung 299.387,19 294.470,60

Hierbei handelt es sich um Überzahlungen aus Mieten und Betriebskostenabrechnungen

aus 2017.

31.12.2017 31.12.2016
€ €

5. Verbindlichkeiten aus Lieferungen und
Leistungen 1.261.603,52 1.947.331,53

Diese Position betrifft im Wesentlichen Verbindlichkeiten aus Betriebskosten, Instandhal-

tungen und Bauleistungen sowie Verwaltungskosten.



Anlage IX kwb Kommunale Wohnungsbau GmbH Rheingau-Taunus
Seite 8 Prüfungsbericht zum 31. Dezember 2017

31.12.2017 31.12.2016
€ €

6. sonstige Verbindlichkeiten 64.433,24 101.574,78

Der Posten setzt sich wie folgt zusammen:

31.12.2017 31.12.2016
€ €

Lohn- und Kirchensteuer 29.798,24 25.112,74
Umsatzsteuer 26.443,33 66.725,69
Krankenkassen 8.191,67 9.736,35

64.433,24 101.574,78

31.12.2017 31.12.2016
€ €

D. Rechnungsabgrenzungsposten 830.091,97 702.199,50

Der Posten beinhaltet Teilschulderlasse zu Darlehen der KfW.
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Gewinn- und Verlustrechnung

1. Umsatzerlöse

2017 2016
€ €

a) aus Hausbewirtschaftung 15.161.165,92 14.760.490,88

Die Position setzt sich wie folgt zusammen:

2017 2016
€ €

Sollmieten 11.247.773,41 10.637.444,19
Betriebskosten 4.389.089,94 4.497.038,14
Erlösschmälerung -475.697,43 -373.991,45

15.161.165,92 14.760.490,88

2017 2016
€ €

b) aus Betreuungstätigkeit 65.048,20 274.463,08

Der Rückgang resultiert auf die Beendigung des Verwaltungsvertrags mit der Stadt Ids-

tein mit Wirkung zum 31. Dezember 2016.

2017 2016
€ €

2. Erhöhung des Bestands an unfertigen
Leistungen 102.907,73 242.704,54

Der Ausweis betrifft die Veränderung der zum Bilanzstichtag nicht abgerechneten Be-

triebskosten des Berichtsjahrs.

2017 2016
€ €

3. andere aktivierte Eigenleistungen 85.235,17 189.725,78

Die durch eigene Architekten erbrachten Bau- und Betreuungsleistungen wurden auf Ba-

sis eines über einen Zeitraum von zwei Jahren ermittelten Prozentsatzes für den Anteil

aktivierbarer Leistungen an der Gesamtleistung berücksichtigt. Damit wurden die Entgelte

der Architekten gewichtet und den jeweiligen Baumaßnahmen zugeordnet.
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2017 2016
€ €

4. sonstige betriebliche Erträge 330.403,26 666.093,83

Die Position setzt sich wie folgt zusammen:

2017 2016
€ €

Auflösung von Rückstellungen 151.541,50 475.140,72
Auflösung von PRAP 70.246,65 66.753,00
andere betriebliche Erträge 54.415,21 37.970,74
Sachbezüge PKW 48.233,51 47.828,66
Anlageverkäufe 5.966,39 38.400,71

330.403,26 666.093,83

Die gegenüber Vorjahr niedrigeren Erträge resultieren im Wesentlichen aus der Auflösung

von Rückstellungen insbesondere durch die Geschossdeckensanierung nach EnEV.

5. Aufwendungen für bezogene Lieferun-
gen und Leistungen

2017 2016
€ €

a) Aufwendungen für Hausbewirtschaftung 7.099.182,60 7.152.625,08

Die Position setzt sich wie folgt zusammen:

31.12.2017 31.12.2016
€ €

Instandhaltungskosten 1.384.591,61 1.455.629,21
Heizkosten 1.031.854,37 993.430,03
Wasserversorgung und Entwässerung 947.077,36 932.486,98
Modernisierungen 884.191,68 925.799,94
Grundsteuer (uf) 468.685,99 375.552,38
Versicherungen 360.001,03 345.363,28
Breitbandversorgung 335.132,93 330.179,76
Servicegebühren 299.388,96 402.038,73
Gartenpflege 281.242,98 266.403,19
Müllbeseitigung 279.419,18 253.178,19
Sonstige Betriebskosten 252.374,22 308.521,34
Allgemeinstrom 218.984,79 242.934,60
Straßenreinigung 180.539,82 167.520,39
Gebäudereinigung und Ungezieferbekämpfung 175.697,68 153.587,06

7.099.182,60 7.152.625,08
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2017 2016
€ €

b) Aufwendungen für andere Lieferungen
und Leistungen 130.086,77 113.477,63

Hierbei handelt es sich um Gemeinschaftskosten WEG.

6. Personalaufwand

Der Aufwand für Personal setzt sich im Geschäftsjahr wie folgt zusammen.

2017 2016
€ €

a) Löhne und Gehälter 1.886.725,79 1.751.676,76

b) soziale Abgaben und Aufwendungen für
Altersversorgung 511.322,31 475.758,47

- davon für Altersversorgung
€ 153.126,06 (€ 137.164,11)

Im Berichtsjahr waren durchschnittlich 27 Vollzeitzeitkräfte einschließlich drei Auszubil-

dende und Praktikanten sowie 8 Teilzeitkräfte beschäftigt.

7. Abschreibungen

2017 2016
€ €

auf immaterielle Vermögensgegenstän-
de und Sachanlagen 2.965.204,39 2.769.806,80

Zur Zusammensetzung der Abschreibungen verweise ich auf vorgehende Ausführungen

zum Anlagevermögen sowie auf den Anlagenspiegel im Anhang (Anlage III).
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2017 2016
€ €

8. sonstige betriebliche Aufwendungen 785.804,83 907.513,25

Der Posten setzt sich wie folgt zusammen:

2017 2016
€ €

Fremdleistungen 196.323,34 188.033,83
EDV-Kosten 110.035,60 138.858,74
Rechts-, Beratungs- und Prüfungskosten 79.262,70 120.492,36
Abschreibung auf Mietforderungen 65.540,74 73.397,59
KFZ-Kosten 58.561,38 58.497,51
Andere (im Einzelfall < T€ 15,0) 55.594,68 57.171,52
Raumkosten 40.796,05 28.752,46
Fortbildungskosten und freiwillige Auf-
wendungen 40.489,51 54.430,51
Versicherungen 37.555,66 32.739,06
Werbekosten 32.093,55 28.969,43
Porto und Büromaterial 28.500,89 30.034,11
Telefon 23.300,11 26.866,54
Beiträge und Gebühren 17.750,62 17.856,54
Korrektur Gemeinschaftskosten WEG
(Vorjahre) 0,00 51.413,05

785.804,83 907.513,25

Die Position Fremdleistungen betrifft Aufwendungen für kaufmännische und technische

Tätigkeiten durch externe Berater und Zeitarbeitskräfte. Die EDV-Kosten umfassen Kosten

für externe IT-Administratoren und Lizenzgebühren.

2017 2016
€ €

11. Zinsen und ähnliche Aufwendungen 1.524.779,81 1.551.462,35

Die Position betrifft im Wesentlichen Zinsen für langfristige Verbindlichkeiten gegenüber

Kreditinstituten und anderen Kreditgebern.

2017 2016
€ €

14. sonstige Steuern 135.543,43 10.579,57

2017 2016
€ €

Grundsteuer Geschäftsgebäude; Grund-
stücke 3.612,12 422,54
Kraftfahrzeugsteuer 2.286,00 2.732,00
Grundsteuer (nuf) 129.645,31 4.285,05

Übertrag 135.543,43 7.439,59
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2017 2016
€ €

Übertrag 135.543,43 7.439,59

Hilfskonto 0,00 3.139,98

135.543,43 10.579,57

2017 2016
€ €

15. Jahresüberschuss 731.724,08 941.928,08

2017 2016
€ €

Jahresüberschuss 731.724,08 941.928,08

16. Einstellungen in Gewinnrücklagen

2017 2016
€ €

a) gesellschaftsvertragliche Rücklage 73.172,41 94.192,81

2017 2016
€ €

Einstellung Gewinnrücklagen 73.172,41 94.192,81

2017 2016
€ €

17. Bilanzgewinn 658.551,67 847.735,27

2017 2016
€ €

Bilanzgewinn 658.551,67 847.735,27
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Fragenkatalog zur Prüfung nach § 53 HGrG

kwb Kommunale Wohnungsbau GmbH Rheingau-Taunus,

Bad Schwalbach

für das Geschäftsjahr 2017

Inhaltsverzeichnis

Ordnungsmäßigkeit der Geschäftsführungsorganisation

1 Tätigkeit von Überwachungsorganen und Geschäftsleitung sowie
individualisierte Offenlegung der Organbezüge

Ordnungsmäßigkeit des Geschäftsführungsinstrumentariums

2 Aufbau- und ablauforganisatorische Grundlagen
3 Planungswesen, Rechnungswesen, Informationssystem und Controlling
4 Risikofrüherkennungssystem
5 Finanzinstrumente, andere Termingeschäfte, Optionen und Derivate
6 Interne Revision

Ordnungsmäßigkeit der Geschäftsführungstätigkeit

7 Übereinstimmung der Rechtsgeschäfte und Maßnahmen mit Gesetz,
Satzung, Geschäftsordnung, Geschäftsanweisung und bindenden
Beschlüssen des Überwachungsorgans

8 Durchführung von Investitionen
9 Vergaberegelungen
10 Berichterstattung an das Überwachungsorgan

Vermögens- und Finanzlage

11 Ungewöhnliche Bilanzposten und stille Reserven
12 Finanzierung
13 Eigenkapitalausstattung und Gewinnverwendung

Ertragslage

14 Rentabilität/Wirtschaftlichkeit
15 Verlustbringende Geschäfte und Ihre Ursachen
16 Ursachen des Jahresfehlbetrages und Maßnahmen zur Verbesserung

der Ertragslage
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Ordnungsmäßigkeit der Geschäftsführungsorganisation

1 Tätigkeit von Überwachungsorganen und Geschäftsleitung sowie
individualisierte Offenlegung der Organbezüge

a) Gibt es Geschäftsordnungen für die Organe und einen Geschäftsverteilungs-
plan für die Geschäftsleitung sowie ggf. für die Konzernleitung? Gibt es
darüber hinaus schriftliche Weisungen des Überwachungsorgans zur
Organisation für die Geschäfts- sowie ggf. für die Konzernleitung
(Geschäftsanweisung)? Entsprechen diese Regelungen den Bedürfnissen
des Unternehmens bzw. des Konzerns?

Für die Geschäftsführung und Aufsichtsorgane liegt eine Geschäftsord-
nung vor.

Daneben unterliegen die Aufgaben und Befugnisse der Organe den Re-
gelungen des Gesellschaftsvertrags.

Im Laufe meiner Prüfung haben sich keine Hinweise ergeben, dass die
Regelungen nicht den Anforderungen und Bedürfnissen des Unterneh-
mens entsprechen.

b) Wie viele Sitzungen der Organe und ihrer Ausschüsse haben stattgefunden
und wurden Niederschriften hierüber erstellt?

Im Berichtsjahr fand eine Sitzung der Gesellschafterversammlung statt.

Der Aufsichtsrat fand sich im Berichtsjahr zu vier Sitzungen zusammen.

Von allen Sitzungen liegen Protokolle vor.

c) In welchen Aufsichtsräten und anderen Kontrollgremien i. S. d. § 125 Ab-
satz 1 Satz 3 AktG sind die einzelnen Mitglieder der Geschäftsleitung tätig?

Die Geschäftsleitung ist auskunftsgemäß in keinen Aufsichtsräten oder
anderen Kontrollgremien tätig.

d) Wird die Vergütung der Organmitglieder (Geschäftsleitung, Überwachungs-
organ) individualisiert im Anhang des Jahresabschlusses/Konzern-
abschlusses aufgeteilt nach Fixum, erfolgsbezogenen Komponenten und
Komponenten mit langfristiger Anreizwirkung ausgewiesen? Falls nein, wie
wird dies begründet?

Die Vergütung der Aufsichtsratsmitglieder ist im Anhang (Anlage III) er-
läutert.

Die Angabe der Geschäftsführervergütung unterbleibt gemäß § 286 Ab-
satz 4 HGB.
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Ordnungsmäßigkeit des Geschäftsführungsinstrumentariums

2 Aufbau- und ablauforganisatorische Grundlagen

a) Gibt es einen den Bedürfnissen des Unternehmens entsprechenden Organ-
sationsplan, aus dem Organisationsaufbau, Arbeitsbereiche und Zuständig-
keiten/Weisungsbefugnisse ersichtlich sind? Erfolgt dessen regelmäßige
Überprüfung?

Ein den Bedürfnissen des Unternehmens entsprechender Organisations-
plan liegt vor. Es erfolgen regelmäßige Überprüfungen.

b) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass nicht nach dem Organisationsplan
verfahren wird?

Im Rahmen meiner Prüfung haben sich keine Anhaltspunkte ergeben,
dass nicht nach dem Organisationsplan verfahren wird.

c) Hat die Geschäftsleitung Vorkehrungen zur Korruptionsprävention ergriffen
und dokumentiert?

Vorkehrungen zur Korruptionsprävention wurden unter Anwendung des
Vier-Augen-Prinzips und der Funktionstrennung in sensiblen Bereichen
ergriffen und dokumentiert.

d) Gibt es geeignete Richtlinien bzw. Arbeitsanweisungen für wesentliche
Entscheidungsprozesse (insbesondere Auftragsvergabe und Auftragsabwick-
lung, Personalwesen, Kreditaufnahme und -gewährung)? Haben sich
Anhaltspunkte ergeben, dass diese nicht eingehalten werden?

Schriftliche Richtlinien, Dienst- und Arbeitsanweisungen sowie Arbeits-
hilfen, mit den für die Sachbearbeitung verbundenen Feststellungsbe-
fugnissen und Berechtigungen, liegen vor.

Die organisatorischen Regelungen sind im Organisationshandbuch ent-
halten.

Richtlinien für die Auftragsvergabe und Abwicklung sowie das Personal-
wesen sind vorhanden.

Kreditaufnahme und -gewährung sind im Gesellschaftsvertrag geregelt.

Im Rahmen meiner Prüfung haben sich keine Anhaltspunkte ergeben,
dass die bestehenden Regelungen nicht eingehalten werden.

e) Besteht eine ordnungsmäßige Dokumentation von Verträgen
(z. B. Grundstücksverwaltung, EDV)?

Nach meinem während der Jahresabschlussprüfung gewonnenen Ein-
druck ist die Dokumentation von Verträgen ordnungsgemäß.
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3 Planungswesen, Rechnungswesen, Informationssystem und Controlling

a) Entspricht das Planungswesen – auch im Hinblick auf Planungshorizont und
Fortschreibung der Daten sowie auf sachliche und zeitliche Zusammen-
hänge von Projekten – den Bedürfnissen des Unternehmens?

Nach meinen Feststellungen entspricht das Planungswesen den Anfor-
derungen der Gesellschaft.

Die Ergebnisplanung wird jährlich unter Berücksichtigung der Markt-
und Konjunkturentwicklung sowie der strategischen Unternehmensziele
fortgeschrieben.

b) Werden Planabweichungen systematisch untersucht?

Im Rahmen der monatlichen Soll-Ist-Vergleiche werden Planabweichun-
gen untersucht.

c) Entspricht das Rechnungswesen einschließlich der Kostenrechnung der
Größe und den besonderen Anforderungen des Unternehmens?

Das Rechnungswesen einschließlich der Kostenrechnung entspricht allen
von der Gesellschaft benötigten Anforderungen.

d) Besteht ein funktionierendes Finanzmanagement, welches u. a. eine
laufende Liquiditätskontrolle und eine Kreditüberwachung gewährleistet?

Stand und Entwicklung der Liquidität werden regelmäßig überprüft.

Es besteht eine mittelfristige Finanzvorschau zur Liquiditätskontrolle.
Die Kreditaufnahme wird mit dem Kapitalbedarf abgestimmt.

e) Gehört zum Finanzmanagement auch ein zentrales Cash-Management und
haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die hierfür geltenden Regelungen
nicht eingehalten worden sind?

Größenbedingt besteht kein zentrales Cash-Management.

f) Ist sichergestellt, dass Entgelte vollständig und zeitnah in Rechnung
gestellt werden? Ist durch das bestehende Mahnwesen gewährleistet, dass
ausstehende Forderungen zeitnah und effektiv eingezogen werden?

Entgelte werden vollständig und zeitnah in Rechnung gestellt. Die Au-
ßenstände und Kredite werden laufend überwacht. Schriftliche Mahnun-
gen erfolgen in der Regel monatlich.

g) Entspricht das Controlling den Anforderungen des Unternehmens/Konzerns
und umfasst es alle wesentlichen Unternehmens-/Konzernbereiche?

Die Aufgaben des Controllings werden von Geschäftsführung und dem
Rechnungswesen wahrgenommen und umfassen alle wesentlichen Un-
ternehmensbereiche.

Das Controlling entspricht den Anforderungen des Unternehmens.
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h) Ermöglichen das Rechnungs- und Berichtswesen eine Steuerung und/oder
Überwachung der Tochterunternehmen und der Unternehmen, an denen
eine wesentliche Beteiligung besteht?

Die Gesellschaft hält keine wesentlichen Beteiligungen. Sie verfügt über
Anteile an Bauherrengemeinschaften. Angemessene Überwachung ist
durch das Berichtswesen gewährleistet.

4 Risikofrüherkennungssystem

a) Hat die Geschäfts-/Konzernleitung nach Art und Umfang Frühwarnsignale
definiert und Maßnahmen ergriffen, mit deren Hilfe bestandsgefährdende
Risiken rechtzeitig erkannt werden können?

Die Gesellschaft hat unternehmensspezifische Frühwarnsignale definiert,
mit deren Hilfe die bestandsgefährdenden Risiken, insbesondere durch
Leerstände von Objekten, durch Kostenüberschreitungen bei Neubau-
vorhaben oder Modernisierungsmaßnahmen, durch Kostensteigerungen
im Allgemeinen sowie Liquiditätsprobleme, rechtzeitig erkannt werden
können.

b) Reichen diese Maßnahmen aus und sind sie geeignet, ihren Zweck zu
erfüllen? Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die Maßnahmen nicht
durchgeführt werden?

Die Maßnahmen erscheinen ausreichend und geeignet, ihren Zweck zu
erfüllen.

Anhaltspunkte, dass die Maßnahmen nicht durchgeführt werden, haben
sich im Laufe meiner Prüfung nicht ergeben.

c) Sind diese Maßnahmen ausreichend dokumentiert?

Die Maßnahmen sind den Bedürfnissen der Gesellschaft entsprechend
dokumentiert.

d) Werden die Frühwarnsignale und Maßnahmen kontinuierlich und
systematisch mit dem aktuellen Geschäftsumfeld sowie mit den Geschäfts-
prozessen und Funktionen abgestimmt und angepasst?

Die festgelegten Frühwarnsignale und Maßnahmen werden kontinuier-
lich und systematisch mit dem aktuellen Geschäftsumfeld und den Ge-
schäftsprozessen und Funktionen abgestimmt. Änderungen der betrieb-
lichen Abläufe werden beachtet und führen zu Anpassungen.

5 Finanzinstrumente, andere Termingeschäfte, Optionen und Derivate

Da im Geschäftsjahr keine Finanzinstrumente eingesetzt wurden, ist
dieser Fragenkreis nicht einschlägig.

6 Interne Revision

Entsprechend der Größe und der Struktur der Gesellschaft besteht keine ei-
genständige interne Revision. Die Beantwortung des Fragenkreises entfällt.
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Ordnungsmäßigkeit der Geschäftsführungstätigkeit

7 Übereinstimmung der Rechtsgeschäfte und Maßnahmen mit Gesetz,
Satzung Geschäftsordnung, Geschäftsanweisung und bindenden
Beschlüssen des Überwachungsorgans

a) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die vorherige Zustimmung des
Überwachungsorgans zu zustimmungspflichtigen Rechtsgeschäften und
Maßnahmen nicht eingeholt worden ist?

Nach meinen Feststellungen wurden im Berichtsjahr keine Maßnahmen
durchgeführt, zu welchen die Zustimmung der zuständigen Organe nicht
vorgelegen hat.

b) Wurde vor der Kreditgewährung an Mitglieder der Geschäftsleitung oder des
Überwachungsorgans die Zustimmung des Überwachungsorgans eingeholt?

Im Rahmen meiner Prüfung sind mir keine derartigen Sachverhalte be-
kannt geworden.

c) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass anstelle zustimmungsbedürftiger
Maßnahmen ähnliche, aber nicht als zustimmungsbedürftig behandelte
Maßnahmen vorgenommen worden sind (z. B. Zerlegung in
Teilmaßnahmen)?

Im Rahmen meiner Prüfung sind mir keine derartigen Sachverhalte be-
kannt geworden.

d) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die Geschäfte und Maßnahmen
nicht mit Gesetz, Satzung, Geschäftsordnung, Geschäftsanweisung und
bindenden Beschlüssen des Überwachungsorgans übereinstimmen?

Im Rahmen meiner Prüfung ist mir der folgende Sachverhalte bekannt
geworden:

Staatsanwaltliches Ermittlungsverfahren bezüglich eines Betrugsvor-
wurfs gegenüber dem Geschäftsführer im Zusammenhang mit der
Verwendung von öffentlichen Mitteln für das Vorhaben Am Eichert
41 + 43 in Hünstetten-Wallbach (vergleiche weitere Ausführungen
im Lagebericht (Anlage IV))

8 Durchführung von Investitionen

a) Werden Investitionen (in Sachanlagen, Beteiligungen, sonstige Finanz-
anlagen, immaterielle Anlagewerte und Vorräte) angemessen geplant und
vor Realisierung auf Rentabilität/Wirtschaftlichkeit, Finanzierbarkeit und
Risiken geprüft?

Die Planung und Überprüfung der Investitionen erfolgt nach meinen
Feststellungen in angemessener Weise.

b) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die Unterlagen/Erhebungen zur
Preisermittlung nicht ausreichend waren, um ein Urteil über die Angemes-
senheit des Preises zu ermöglichen (z. B. bei Erwerb bzw. Veräußerung von
Grundstücken oder Beteiligungen)?

Derartige Anhaltspunkte haben sich nicht ergeben. Nach meinen Kennt-
nissen waren die Unterlagen zur Preisermittlung ausreichend.
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c) Werden Durchführung, Budgetierung und Veränderungen von Investitionen
laufend überwacht und Abweichungen untersucht?

Es erfolgt eine laufende Investitionsüberwachung durch die Geschäfts-
führung, technische Leitung und externe Ingenieurbüros.

d) Haben sich bei abgeschlossenen Investitionen wesentliche Überschreitun-
gen ergeben? Wenn ja, in welcher Höhe und aus welchen Gründen?

Im Berichtsjahr ergaben sich keine Hinweise auf wesentliche Über-
schreitungen.

e) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass Leasing- oder vergleichbare
Verträge nach Ausschöpfung der Kreditlinien abgeschlossen wurden?

Solche Anhaltspunkte haben sich nicht ergeben.

9 Vergaberegelungen

a) Haben sich Anhaltspunkte für eindeutige Verstöße gegen Vergabe-
regelungen (z. B. VOB, BOL, VOF, EU-Regelungen) ergeben?

Es haben sich dazu keine Anhaltspunkte ergeben.

b) Werden für Geschäfte, die nicht den Vergaberegelungen unterliegen,
Konkurrenzangebote (z. B. auch für Kapitalaufnahmen und Geldanlagen)
eingeholt?

Nach meinen Feststellungen werden bei wesentlichen Investitionen in
der Regel Konkurrenzangebote eingeholt.

10 Berichterstattung an das Überwachungsorgan

a) Wird dem Überwachungsorgan regelmäßig Bericht erstattet?

Im Rahmen der regelmäßigen Sitzungen des Aufsichtsrats erstattet der
Geschäftsführer schriftlich und mündlich Bericht über die Entwicklungen
des Geschäftsjahrs.

b) Vermitteln die Berichte einen zutreffenden Einblick in die wirtschaftliche
Lage des Unternehmens/Konzerns und in die wichtigsten Unternehmens-/
Konzernbereiche?

Die Berichterstattung vermittelt einen zutreffenden Eindruck von der
wirtschaftlichen Lage der Gesellschaft.
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c) Wurde das Überwachungsorgan über wesentliche Vorgänge angemessen
und zeitnah unterrichtet? Liegen insbesondere ungewöhnliche, risikoreiche
oder nicht ordnungsgemäß abgewickelte Geschäftsvorfälle sowie
erkennbare Fehldispositionen oder wesentliche Unterlassungen vor und
wurde hierüber berichtet?

Durch den regelmäßigen Sitzungsturnus des Aufsichtsrats war eine zeit-
nahe Unterrichtung gewährleistet.

Hinweise auf ungewöhnliche, risikoreiche oder nicht ordnungsgemäß ab-
gewickelte Geschäftsvorfälle sowie erkennbare Fehldispositionen und
wesentliche Unterlassungen lagen nicht vor.

d) Zu welchen Themen hat die Geschäfts-/Konzernleitung dem Überwachungs-
organ auf dessen besonderen Wunsch berichtet (§ 90 Absatz 3 AktG)?

Im Berichtsjahr wurde insbesondere zu folgenden Themen berichtet:

die Vorgehensweise der kwb bei der Unterbringung von Flüchtlingen

die Situation hinsichtlich des Betrugsvorwurfes gegenüber dem Ge-
schäftsführer im Zusammenhang mit der Verwendung von öffentli-
chen Mitteln für das Vorhaben Am Eichert 41 + 43 in
Hünstetten-Wallbach

die Notwendigkeit der Aufstockung des Gesellschaftskapitals

e) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die Berichterstattung (z. B. nach
§ 90 AktG oder unternehmensinternen Vorschriften) nicht in allen Fällen
ausreichend war?

Anhaltspunkte für eine unzureichende Berichterstattung haben sich
nicht ergeben.

f) Gibt es eine D&O-Versicherung? Wurde ein angemessener Selbstbehalt
vereinbart? Wurden Inhalt und Konditionen der D&O-Versicherung mit dem
Überwachungsorgan erörtert?

Die Gesellschaft verfügt über eine eigenständige Vermögensschaden-
haftpflichtversicherung für den Geschäftsführer, die Mitglieder des Auf-
sichtsrats und die leitenden Angestellten. Ein Selbstbehalt ist nicht ver-
einbart.

g) Sofern Interessenkonflikte der Mitglieder der Geschäftsleitung oder des
Überwachungsorgans gemeldet wurden, ist dies unverzüglich dem
Überwachungsorgan offengelegt worden?

Es liegen keine Meldungen über Interessenskonflikte vor.
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Vermögens- und Finanzlage

11 Ungewöhnliche Bilanzposten und stille Reserven

a) Besteht in wesentlichem Umfang offenkundig nicht betriebsnotwendiges
Vermögen?

Nach meinen Feststellungen besteht kein wesentliches, nicht betriebs-
notwendiges Vermögen.

b) Sind Bestände auffallend hoch oder niedrig?

Nein.

c) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die Vermögenslage durch im
Vergleich zu den bilanziellen Werten erheblich höhere oder niedrigere
Verkehrswerte der Vermögensgegenstände wesentlich beeinflusst wird?

Es gibt Anhaltspunkte dafür, dass der Bilanzposten Grundstücke und
grundstücksgleiche Rechte mit Wohnbauten stille Reserven enthält.

Hinweise auf höhere Verkehrswerte ergeben sich im Wesentlichen aus
Veräußerungserlösen der Vorjahre, der Entwicklung der Bodenrichtwerte
sowie der allgemeinen Wertsteigerung.

Ein weiteres Indiz für stille Reserven in diesem Bilanzposten ist die Tat-
sache, dass die Vermögensgegenstände in der Steuerbilanz mit einem
höheren Wert angesetzt werden.

12 Finanzierung

a) Wie setzt sich die Kapitalstruktur nach internen und externen
Finanzierungsquellen zusammen? Wie sollen die am Abschlussstichtag
bestehenden wesentlichen Investitionsverpflichtungen finanziert werden?

Ich verweise auf meine Ausführungen im Kapitel 4.3 des Hauptberichts.

b) Wie ist die Finanzlage des Konzerns zu beurteilen, insbesondere hinsichtlich
der Kreditaufnahmen wesentlicher Konzerngesellschaften?

Diese Frage ist nicht einschlägig, da keine Konzernstruktur vorliegt.

c) In welchem Umfang hat das Unternehmen Finanz-/Fördermittel
einschließlich Garantien der öffentlichen Hand erhalten? Haben sich
Anhaltspunkte ergeben, dass die damit verbundenen Verpflichtungen und
Auflagen des Mittelgebers nicht beachtet wurden?

Für den Bau von Wohnanlagen und die Modernisierung von Wohnbauten
wurden wie in den Vorjahren Fördermittel der Kreditanstalt für Wieder-
aufbau, Frankfurt am Main, und der Wirtschafts- und Infrastrukturbank
Hessen, Frankfurt am Main, verwendet.

Anhaltspunkte, dass Auflagen nicht beachtet wurden, haben sich hin-
sichtlich des staatsanwaltlichen Ermittlungsverfahrens bezüglich eines
Betrugsvorwurfs gegenüber dem Geschäftsführer im Zusammenhang
mit der Verwendung von öffentlichen Mitteln ergeben (Vergleiche weite-
re Ausführungen im Lagebericht (Anlage IV)).
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13 Eigenkapitalausstattung und Gewinnverwendung

a) Bestehen Finanzierungsprobleme aufgrund einer evtl. zu niedrigen
Eigenkapitalausstattung?

Der Eigenkapitalanteil liegt zum 31. Dezember 2017 bei 28,6 %.

Finanzierungsprobleme bestehen aufgrund der Eigenkapitalausstattung
nicht.

b) Ist der Gewinnverwendungsvorschlag (Ausschüttungspolitik, Rücklagen-
bildung) mit der wirtschaftlichen Lage des Unternehmens vereinbar?

Vom Jahresüberschuss der Gesellschaft werden 10,0 % der gesell-
schaftsvertraglichen Rücklage zugeführt.

Der verbleibende Bilanzgewinn soll in die anderen Gewinnrücklagen ein-
gestellt werden.

Aus meiner Sicht ergeben sich keine Bedenken gegen den Gewinn-
verwendungsvorschlag.

Ertragslage

14 Rentabilität/Wirtschaftlichkeit

a) Wie setzt sich das Betriebsergebnis des Unternehmens/Konzerns nach
Segmenten/Konzernunternehmen zusammen?

Eine Aufteilung des Ergebnisses nach Segmenten erfolgt nicht.

b) Ist das Jahresergebnis entscheidend von einmaligen Vorgängen geprägt?

Nein.

c) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass wesentliche Kredit- oder andere
Leistungsbeziehungen zwischen Konzerngesellschaften bzw. mit den
Gesellschaftern eindeutig zu unangemessenen Konditionen vorgenommen
werden?

Leistungsbeziehungen mit den Gesellschaftern werden in der Regel zu
angemessenen Konditionen abgewickelt und sind vertraglich vereinbart.

d) Wurde die Konzessionsabgabe steuer- und preisrechtlich erwirtschaftet?

Die Frage ist nicht einschlägig.
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15 Verlustbringende Geschäfte und ihre Ursachen

a) Gab es verlustbringende Geschäfte, die für die Vermögens- und Ertragslage
von Bedeutung waren, und was waren die Ursachen der Verluste?

Verlustbringende Geschäfte konnten im Berichtsjahr nicht festgestellt
werden.

b) Wurden Maßnahmen zeitnah ergriffen, um die Verluste zu begrenzen, und
um welche Maßnahmen handelt es sich?

Die Frage ist nicht einschlägig. Siehe Antwort zu 15 a).

16 Ursachen des Jahresfehlbetrages und Maßnahmen zur Verbesserung
der Ertragslage

a) Was sind die Ursachen des Jahresfehlbetrages?

Die Frage ist nicht einschlägig, da die Gesellschaft einen Jahresüber-
schuss erzielte.

b) Welche Maßnahmen wurden eingeleitet bzw. sind beabsichtigt, um die
Ertragslage des Unternehmens zu verbessern?

Ich verweise in diesem Zusammenhang auf die Ausführungen im La-
gebericht (Anlage IV).
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